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Von Günter Wallraff

Meine jüngste Reise in die Nie-
derungen der deutschen Ar-
beitswelt habe ich als Pake-

tauslieferer unternommen. Einer meiner 
damaligen Kollegen wurde dieser Tage 
angeklagt, weil er in völlig übermüdetem 
Zustand ein Kind totgefahren hat. Er hat-
te die vorgeschriebenen Sicherheitsregeln 
beim Zurücksetzen seines Kleinlastwa-
gens nicht eingehalten. Ein anderer mei-
ner Kollegen ist vor einiger Zeit tödlich 
verunglückt. Sekundenschlaf. Üblich bei 
einem Normalarbeitstag von 12 bis 15 
Stunden. Und kein Parlament, keine Re-
gierung, keine Behörde schiebt da einen 
Riegel vor. Im Gegenteil: Das Geschäft 
boomt, die Profite explodieren bei GLS, 
Hermes, DPD, TNT, Trans-o-Flex und 
anderen. Gleichzeitig boomt das Unwe-
sen dieser Konzerne, wirtschaftliche und 
menschliche Risiken an Subunternehmer 
oder über Werkverträge auszulagern. In 
rasantem Tempo wird nicht nur hier, son-
dern auch in anderen Branchen immer 
mehr auf Leiharbeiter oder Scheinselb-
ständige gesetzt. Ihr Stundenlohn liegt 
nicht selten bei drei bis fünf Euro. Und 
das völlig legal.

Michael Rogowski, Präsident des Bun-
desverbandes der deutschen Industrie, 
forderte schon 2004, vor der großen Kri-
se: „Arbeit ist keine feste Größe, sondern 
eine Frage von Angebot und Nachfrage. 
Und deshalb eine Frage des Preises, des-
halb brauchen wir auf keinen Fall Min-
destlöhne. Im Gegenteil, wir müssen die 
tariflichen Untergrenzen durchbrechen.“ 
Und in seinem Zynismus setzte er noch 
einen drauf: „Die Arbeitskraft hat einen 
Preis, wie ihn auch Schweine haben. Im 
Schweine-Zyklus ist der Preis hoch, wenn 

es wenig Schweine gibt. Werden viele 
Schweine angeboten, sinkt der Preis.“ 
Wer so schweinisch redet, fördert damit 
auch Arbeitsbedingungen, unter denen 
Mitarbeiter regelrecht zur Sau gemacht 
werden. Und der damalige Chefvolkswirt 
der Deutschen 
Bank, Norbert 
Walter, formulier-
te es 2008 mitten 
in der Krise brutal 
ehrlich:  „Manche 
von uns werden 
sich darauf einstel-
len müssen, künf-
tig einen Lohn zu 
bekommen, der in 
Deutschland zum 
Überleben nicht 
mehr reicht.“ Im-
mer wenn derar-
tige Herrenmen-
schen wir oder 
uns sagen, ist die Absicht erkennbar, von 
ihren eigenen Privilegien und Millionen-
Vorstandsgehältern abzulenken, und 
dann ist höchstes Mißtrauen angebracht.

In Deutschland verfügen die oberen 
zehn Prozent der Bevölkerung über 70 
Prozent des Gesamtvermögens und die 
Super-Super-Reichen, ein Prozent der 
Bevölkerung, fast alle Milliardäre, besit-
zen 35,8 Prozent, Tendenz steigend. Ei-
nerseits. Andererseits arbeitet fast jeder 
vierte Beschäftigte für einen Niedrig-
lohn. Die Zahl der Leiharbeiter, die in 
den Betrieben Unterklasse sind, schnellt 
nach oben. Die Zerstörung gesicherter 
und dauerhafter Arbeitsverhältnisse bei 
gleichzeitiger Zunahme prekärer Beschäf-
tigungsformen, die Aufweichung und 
Entwertung des öffentlichen Rentensys-
tems . . .  – die Politik hat die Vorschläge 

der Wirtschaft Eins zu Eins umgesetzt. 
Die Folgen treten brutal zutage: wach-
sende Kinderarmut, höhere Bildungs-
hürden, mehr Menschen ohne Kranken- 
und Rentenversicherung, dauerhafte 
Abkoppelung der unteren Schichten von 

kultureller und so-
zialer Teilhabe, 
Altersarmut. Bis 
heute lassen die so-
genannten Volks-
parteien nicht ab 
von ihrer neoli-
beralen Politik 
des sozialen Kahl-
schlags – ein Pro-
zeß, der rasant um 
sich greift. Wenn 
Sie in Deutsch-
lands Städten 
freundliche ältere 
Herren, aber auch 
Damen verschämt 

in einem Mülleimer an der Straße wüh-
len sehen, dann ist das Altersarmut. Und 
wenn Sie morgen ein Zwanzigjähriger  
mit großen Zahnlücken anlächelt, dann 
sehen Sie der Gesundheitsreform ins Ge-
sicht. Die Betroffenen zahlen mit ihrer 
Würde und mit ihrer Lebenszeit. 

Überhaupt: Würde ist ein Begriff, der 
in der Arbeitswelt nicht mehr in Ge-
brauch ist. Vielleicht weil die Würde, 
von der dann die Rede sein müßte, noch 
nie so billig zu haben war. So billig wie 
ein zunehmendes Heer von Armutsbe-
schäftigten ihre Ware Arbeitskraft heute 
verkaufen muß, weil sie auf Teufel komm 
raus einen Job brauchen. Würde zu 
Schleuderpreisen, 400-Euro-Job-Würde, 
Ein-Euro-Würde, Hungerlöhnerwürde. 
Aber auch die mittelständischen Nutznie-
ßer der deutschen Dumpingkonkurrenz 
können sich nicht sicher fühlen. Abstieg-
sängste nehmen zu. Da aber auch hier für 
das Kapital noch viel zu holen ist, wird 
nun gerade in den Zentren des Wohl-
stands, in den stabilen Betrieben also, 
zugelangt und abgebaut. Das ist nicht 
ganz so einfach wie die Durchsetzung der 
Agenda 2010, denn in den Betrieben gibt 
es einige stabile institutionelle Barrieren, 
die aus dem Weg zu räumen mehr Kraft 
kostet, als die Hartz-IV-Gesetze im Par-
lament zu verabschieden. Ich denke da  
an Betriebsräte. Nicht die, die alles mit-
machen, was von oben vorgeschlagen 
oder durchgezogen wird. Ich denke an 
die Nicht-Korrumpierbaren, die solida-
risch Handelnden . . . 

Würdelose Hungerlöhne
 Den Unternehmern wird auf Kosten der Mitarbeiter immer mehr zugelangt und abgebaut

Vom Nieder-
gang eines 
Berufsstandes 

Die Tageszeitungs-Verleger wol-
len es wissen. Vor zwei Jah-

ren haben sie verlangt, die jungen 
Redakteurinnen und Redakteure 
sollten auf 25 Prozent von dem ver-
zichten, was bisher an Gehalt verein-
bart war. Das haben wir abgewehrt. 
Jetzt fordern sie, wir alle, die jungen 
und die alten Redakteure, sollen  ein 
Monatsgehalt oder mehr hergeben, 
wir sollen auf bisher vereinbarte Ge-
haltssteigerungen und auf bis zu vier 
Urlaubstage verzichten. Jene Journa-
listen, die in Gebieten mit nicht so 
hoher Kaufkraft arbeiten -  absur-
derweise beispielsweise in Freiburg 
mit seinen vielen Studenten - sollen 
auf viele Jahre hinaus überhaupt 
keine Lohnerhöhung  bekommen.  
Das alles summiert sich auf einen 
Lohnverzicht deutlich oberhalb der 
10-Prozent-Marke. 

Es geht um Geld. Die Einkom-
mensentwicklung  der Redakteure 
bleibt bereits seit einem Jahrzehnt 
weit hinter der Inflation zurück. 
Wir sind abgekoppelt worden von 
der Gehaltssteigerung in fast allen 
anderen Branchen. Jedenfalls den 
großen Verlagen geht es derweil 
trotz der Zeitungskrise gut, etliche 
von ihnen machen noch Gewinne 
von zehn und mehr Prozent. Das 
ist auch deshalb so, weil in den 
vergangenen Jahren in den Redak-
tionen geholzt worden ist, Kollegen 
entlassen oder heraus gedrängt wor-
den sind. Immer weniger Journalis-
ten müssen immer mehr Aufgaben 
bewältigen, längst auch für den 
Internet-Auftritt. Freie Journalisten 
leiden noch stärker als die Angestell-
ten unter dem Spardiktat. 

Soweit es nur um das Geld geht, 
müssen das die Journalisten schon 
alleine mit den Verlegern ausfech-
ten.

Die Öffentlichkeit aber muss ein 
Interesse daran haben, dass die Zei-
tungen noch das leisten, was in einer 
demokratischen Gesellschaft von ih-
nen erwartet werden kann:  Die zur 
Meinungsbildung notwendige präzi-
se und umfassende Information und 
die Kontrolle der Mächtigen. Dafür 
und nur dafür hat das Grundgesetz 
die Presse mit einigen Vorrechten 
ausgestattet.  Viele Zeitungen aber 
werden schlechter. Die Journalisten  
können unter den real existierenden 
Arbeitsbedingungen selbst unter 
größter Anspannung die gewohn-
te Qualität und die traditionellen 
Standards nicht mehr halten. Wer in 
die Redaktionen hineinschaut, sieht 
den von Missachtung und Gering-
schätzung begleiteten Niedergang 
eines Berufsstandes. Darüber sollte 
diskutiert werden. In den traditio-
nellen Tageszeitungen findet diese 
Diskussion bisher nicht statt. Die 
Leser müssen sie einfordern.  Sonst 
gehen die Zeitungen vor die Hunde.
                                      

Stefan Geiger
Redakteur „Stuttgarter Zeitung“                                                       
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Liebe Leserinnen, liebe Leser,
Offiziell haben die Zeitungsverleger ihre Forderungen der Öffentlichkeit noch nicht 

mitgeteilt. In den Vorgesprächen haben sie den Gewerkschaften aber bereits ge-
sagt, was sie wollen: Eine drastische Absenkung des Weihnachts- und des Urlaubsgeldes 
um ein Monatsgehalt, die Streichung von bis zu vier Urlaubstagen, Verschlechterungen 
in den Eingruppierungen und eine abgesenkte Bezahlung in Regionen mit geringerer 
Kaufkraft. Das alles summiert sich auf eine Gehaltsabsenkung für Redakteurinnen und 
Redakteure um mehr als zehn Prozent. Dagegen wehren wir uns. 
Die Redakteurinnen und Redakteure baden-württembergischer Tageszeitungen 

Im Internet und auf facebook finden sie uns unter ????
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Warum wir streiken
Es geht nicht immer nur ums Geld - Gedanken aus Reden bei Tarifkampf-Aktionen der Zeitungsjournalisten

Wir haben gute Frühlingstage 
erwischt in dieser aufregenden 

Streikwoche, da die Straßenbahnen 
und die Müllautos stillstanden, da die 
Kolleginnen und Kollegen in den Ki-
tas und den Krankenhäusern streik-
ten. Die Journalisten der Tageszeitun-
gen sind seit Tagen im aktiven 
Arbeitskampf, und ausgerechnet in 
unserem Beruf scheint es besonders 
schwierig, den Menschen zu vermit-
teln, warum wir streiken. 

In den Tarif-Verhandlungen, die am 
26. März erneut abgebrochen wurden, 
geht es zwar auch um sogenannte Ge-
haltserhöhungen. In erster Linie aber 
geht es um unsere Arbeit selbst, um 
die Qualität des Journalismus. Wir 
kämpfen für das gute Handwerk un-
serer Berichterstattung, egal ob auf 
Papier oder Online, es geht um das 
demokratische Recht der Bürger auf 
Information und Auf klärung. 
Schlechter Journalismus, Billigware 
in diesem bedrohten Beruf, ist nichts 
anderes als die Aushöhlung der Mei-
nungsfreiheit. Darum müssen wir 
uns zu gemeinsamen Aktionen in der 
Öffentlichkeit treffen: Wir nehmen 
unser Recht auf Versammlungsfrei-
heit wahr, um das Recht auf Mei-
nungsfreiheit zu verteidigen.

Die Verlagsmanager haben vor,  tarif-
liche Leistungen abzubauen, und das 
bedeutet: Die Presse wird von ihnen 
nicht länger als die vierte Staatsgewalt 

mit qualifizierten Journalisten gese-
hen, sie verkommt immer mehr zu 
einer Ramschware der Werbe- und 
Unterhaltungsindustrie. Wenn die 
Verlagsmanager ihren Propaganda-
Slogan „Tarifwerk Zukunft“ streuen, 
dann müssen für uns die Zeichen auf 
Alarm ste-
hen: Die 
F l o s k e l 
Zu k u n f t 
ist in der 
W i r t -
schaft im-
mer nur 
ein ande-
res Wort 
für Profit-
maximie-
rung. Die 
Derivate, 
mit denen 
Leute wie  
H o e n e ß 
spekulie-
ren, hei-
ßen nicht umsonst „Futures“. Und 
ohne gute Reporter lässt man allen 
Machenschaften freien Lauf.

Leider finden sich in unseren Zeitun-
gen immer mehr amtliche Verlautba-
rungen. Diese Texte gleichen oft po-
l it ischer Propaganda und 
Vertuschungsversuchen, und damit 
meine ich keineswegs nur die Mei-
nungsbeiträge. Der Ruf der Zeitungs-
fritzen ist ziemlich ramponiert. Wir 
müssen deshalb lernen, was das Wort 
Arbeitskampf für uns bedeutet: Wir 

kämpfen um unsere Arbeit an sich, 
um ihren Inhalt. Es geht um mehr als 
um sogenannte soziale Besitzstände. 
Der Kollege Bruno Bienzle schreibt 
in der Internetzeitung „kontext“: Der 
von den Managern angestrebte Kahl-
schlag quer durch die Tarifwerke 

w ü r d e 
nicht nur 
weiteren 
finanziel-
len Ein-
schnitten 
Tür und 
Tor öffnen 
und ge-
standenen 
Redakteu-
ren eine 
sechsstel-
lige Sum-
me bis zur 
Rente rau-
ben. Die-
ser Kahl-
s c h l a g 

würde vor allem qualifizierten Nach-
wuchs abschrecken. 

Das heißt für uns: Mit dem sogenann-
ten Tarifwerk Zukunft hat der Qua-
litätsjournalismus keine Gegenwart 
und erst recht keine Zukunft. Des-
halb ist dieser Tarifkonflikt eine po-
litische Auseinandersetzung um die 
Zukunft demokratischer Bürgerrech-
te. Deshalb müssen wir auf die Straße 
gehen und die Menschen informieren. 
Und damit wir unsere Botschaft bes-
ser transportieren können, auch mit 

Von Joe Bauer

   Liebe Leserinnen,
  liebe Leser,

Journalisten berichten! Über Poli-
tik, Kultur, Sport, Lokales. Auch 

über die Wirtschaft. Da stehen oft 
Tarifauseinandersetzungen im Mit-
telpunkt. Sei es, wie aktuell, im Öf-
fentlichen Dienst oder bei den Pilo-
ten – immer finden Sie in ihrer 
Tageszeitung dazu fundierte Berich-
te, angereichert mit Einschätzungen 
und Kommentaren. 

Nur über die Tarifauseinanderset-
zung von 14.000 Zeitungsredakteu-
ren in ganz Deutschland lesen Sie 
kaum etwas, außer ein paar dürren 
Zeilen mit dem Hinweis: „Diese Zei-
tung wird bestreikt.“ Es gibt zwei 
Gründe dafür: Die Verleger wollen 
den Umstand, dass das Blatt dünner 
wird, nicht an die große Glocke hän-
gen. Und bei den Redakteuren ge-
hört es zum Selbstverständnis, ihr 
Ego nicht in den Vordergrund zu 
stellen. Dabei wäre genau das gerade 
jetzt wichtig. 

Es scheint, als ginge es nur um das 
Gehalt, für das wir Journalisten eine  
Erhöhung über dem Inflationsaus-
gleich fordern, nachdem wir 15 Jah-
re lang drunter lagen. Viel wichtiger 
ist, dass es um den Erhalt der Ar-
beitsbedingungen geht. Mit dem 
Argument, die Tageszeitungen seien 
bedrängt durch das Internet im 
wirtschaftlichen Tiefflug, haben die 
Verlage in der letzten Dekade trotz 
weiterhin guter Renditen massiv 
Stellen abgebaut. Die Redakteure 
müssen das gleiche Pensum erfüllen 
wie bisher.

Betriebswirtschaftler sagen, die Pro-
duktivität werde erhöht. Für die 
Redakteure bedeutet das eine Ar-
beitsverdichtung. Für die Leser be-
deutet dies, dass die Journalisten 
weniger Zeit in den einzelnen Arti-
kel investieren können, Zeit für die 
Recherche, Zeit zum Analysieren, 
Zeit zum Schreiben. Und die Redak-
teure können weniger oft vor Ort 
sein. Ergebnis: Die Qualität der Zei-
tung sinkt, während die Verlagsma-
nager die Abopreise erhöhen, so dass 
die Zeitung ein Luxusartikel zu 
werden droht.

Bleibt zu fragen, wozu eine Tageszei-
tung gut ist. Sind die Redakteure 
dazu da, den Verlegern den wirt-
schaftlichen Erfolg zu sichern? Nein, 
die Redakteure sind dazu da, dem 
Leser ein Abbild der Welt zu präsen-
tieren, ihn über alles zu informieren, 
was mit seiner Lebenswirklichkeit 
zu tun hat und auf die Einhaltung 
der demokratischen Spielregeln zu 
drängen. Dafür kämpfen wir! Jeden 
Tag in der Redaktion, aber wenn es 
sein muss, eben auch auf der Straße.
 
  Andreas Denner

Lust und Spaß. Dabei haben wir viel 
Unterstützer: Von Musikern über Au-
toren bis hin zu Politikern und ande-
ren Prominenten. 

Der Streik ist immer auch eine Chan-
ce, Fähigkeiten in uns abzurufen, die 
wir als Journalisten vernachlässigt, 
die wir als Dienstleister der Bürgerin-
nen und Bürger nicht wahrgenom-
men und vergessen haben. Streik ist 
auch ein Akt der Überwindung, es 
besteht die Gefahr, in den Tagen des 
Tarifkonflikts den Lebensrhythmus 
zu verlieren, man braucht einen lan-
gen Atem und das Bewusstsein, in 
einer Gemeinschaft stark zu sein. Un-
sere Streik-Gemeinschaft hat eine 
klare solidarische Botschaft. Die Al-
ten setzen sich für die Jungen ein, weil 
es den Jungen an den Kragen gehen 
soll. John Steinbeck, ein Chronist des 
Arbeitskampfes, hat gesagt: „Die jün-
gere Generation ist der Pfeil, die älte-
re der Bogen.“

 Ich hüte mich, diese Metapher des 
amerikanischen Schriftstellers als 
Kitsch abzutun. Unsere Sache ist vol-
ler Pfeil- und Bogenspannung. Wir 
können lernen, dass das Nichtarbei-
ten der Streikenden Wege zu einer 
anderen Art von Arbeit öffnet. Kopf-
arbeit allein - sofern wir das, was wir 
treiben, so nennen - ist nicht alles. 
Wir müssen ganz praktisch ran, mit 
der Hand am Arm, wie der Volks-
mund sagt. Der Bogen spannt sich, 
und der Pfeil schwirrt über den Bild-
schirm.

Was die Verleger fordern:
•  Weniger Urlaubs- und Weihnachtsgeld  
 für Redakteure
•  Weniger Urlaubstage
•  Für junge Journalisten soll es erst viel  
 später im Berufsleben Gehaltserhö-
 hungen geben. Dies würde das während  
 eines Berufslebens erzielbare Gesamt-
 gehalt massiv absenken
•  Das alles nennen die Verleger 
 „Tarifwerk Zukunft“
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Thomas Strobl, 
CDU-Landeschef

Ich unterstütze den Streik der Jour-
nalisten, weil ein Streik als ultima 

ratio zu Tarifauseinandersetzungen 
gehört. Die Tarifautonomie ist für 
mich ein sehr hohes Gut, das wesent-
lich zur wirtschaftlichen Stärke 
Deutschlands beigetragen hat und 
beiträgt. Deshalb respektiere ich als 
Politiker die Arbeitskampfinstru-
mente der Tarifparteien.

Stimmen 
aus der 
Politik

Nils Schmid (SPD),
Finanz- und Wirtschaftsminister
Baden-Württemberg

Wenn wir Leser morgens die Zei-
tung aufschlagen, ist uns oft 

gar nicht bewusst, wie viel Arbeit 
hinter unserer Lektüre steckt. Unter 
welchen Bedingungen, diese oft er-
bracht wird, noch viel weniger. Umso 
mehr verdienen die Kolleginnen und 
Kollegen, die sich im Rahmen der 
Sozialpartnerschaft für faire Arbeits-
bedingungen einsetzen, unsere Soli-
darität. Auch und gerade, weil sie uns 
Politiker manchmal ärgern. Denn 
unabhängiger Journalismus und 
Pressefreiheit sind feste Säulen unse-
rer Demokratie. Doch wie bei einem 
guten Auto hat auch hier Qualität 
ihren Preis. Tagesaktuelle Berichter-
stattung ist ein harter Job, der den 
Redakteuren, Autoren und Volontä-
ren ein hohes Maß an Flexibilität und 
Belastbarkeit abverlangt. Viele der 
Beschäftigten im Medienbereich ar-
beiten zudem als Freiberufler, oft 
ohne berufliche Sicherheit. Baden-
Württemberg hat zurecht den An-
spruch, zum Musterland für gute 
Arbeit zu werden. Der Journalismus 
darf hier nicht außen vor bleiben. Ich 
hoffe, dass sich die Tarifpartner bald 
auf für beide Seiten tragfähige Lö-
sung einigen werden. Denn Quali-
tätsjournalismus ist für unsere De-
mokratie unverzichtbar. 

Katrin Altpeter (SPD),
Sozialministerin
Baden-Württemberg 

Ich unterstütze den Streik der Jour-
nalisten, weil ich finde, dass Jour-

nalisten die Zeit und die Möglichkei-
ten haben müssen, um Sachverhalte 
tiefer recherchieren zu können – und 
weil ich finde, dass das entsprechend 
entlohnt werden muss. 

Manfred Langner, 
Schauspielbühnen in Stuttgart

... die morgendliche Zeitung so wich-
tig ist wie das täglich Brot. Und damit 
dieses „Lebensmittel“ auch gehaltvoll 
ist, brauchen wir gute Journalisten. 
Und weil diese nicht nur gut, sondern 
auch unabhängig und kritisch arbei-
ten sollen, müssen die Zeitungsmit-
arbeiter anständig bezahlt werden. 
Oder möchte irgendjemand in einem 
Land leben, in dem Presse und Medi-
en, die so wichtige „vierte“ Gewalt im 
Staat, keine Existenzgrundlage mehr 
haben?

Katja Spiess, Christian Bollow
für das Team des FITZ! Zentrum 
für Figurentheater

… uns aus der täglichen Arbeit mit 
Ihnen uns bewusst ist, wie stark die 
(immer knapperen) Geld- und Perso-
nalressourcen von den Erwartungen 
seitens der Verlage, des Publikums 
und der Kulturinstitutionen abwei-
chen. Die Transformation des Nach-
richtengeschäfts stellt Verlage und 
Mitarbeiter vor schwierige Aufgaben. 
Wie immer sie ausgeht, an der Qua-
lität der Berichterstattung wird sich 
ihr Erfolg messen lassen. Und Quali-
tät kostet.

Wolfgang Schorlau,
Stuttgarter Krimiautor 

... ich die Hoffnung auf eine bessere 
Zeitung nicht aufgeben will.

Ich unter-
stütze den 
Streik der 
Journalisten, 
weil...

Streiken ist das letzte, was man sich 
wünscht. Seit Tagen hat man nun 

dieses Buch gelesen: Nina Jäckle, 
„Der lange Atem“, ein Roman, der da-
von handelt, wie ein kurzer Moment 
die Welt verändert, und eine Grenze 
zieht zwischen Vorher und Nachher, 
Glück und Unglück, Zerstörung und 
Rettung. Es ist ein guter Roman. Er 
hätte verdient gehabt, ausführlich in 
der Zeitung besprochen zu werden. 
Denn es ist ein Roman, den man 
leicht übersieht, der der Fürsprache 
und der Empfehlung bedarf: weil er 
in einem kleinen Verlag erscheint, 
weil seine Autorin nur die wenigsten 
kennen und er einem Randgebiet des 
literarischen Lebens zugehört, das 
nur selten erhellt wird vom Licht auf-
merksamkeitsgebietender Preis- und 
Publizitätsgewitter. Doch sein Thema 
ist zentral: wie bekommen die Toten 
einer Katastrophe wie Fukushima, 
deren Bilder sich in unser aller Ge-
dächtnis gegraben haben, wieder ein 
Gesicht. 
Es wäre einiges dazu zu sagen gewe-
sen, mit welchen Mitteln es Nina 
Jäckle schafft, dieses zum Schlagwort 
verödete Terrain sprachlich zu rekul-
tivieren, wie sie dem Besonderen ei-
nes Unglücksfalls etwas abgewinnt, 
das uns unmittelbarer betrifft als jede 

Seit 15 Jahren hinken die Journa-
listinnen und Journalisten bei der 

Lohnentwicklung hinterher. In ande-
ren Branchen gab es Zuwächse, bei 
uns nur eines: Reallohnverluste. 
Auch in dieser Tarifrunde, nach in-
zwischen neun Verhandlungsmona-
ten, muten uns die Verleger weitere 
Einbußen zu. Die Arbeitgeber bieten 
zwar leichte Erhöhungen beim Gehalt 
an. Gleichzeitig sollen aber Urlaubs-
tage gestrichen werden. Zudem wol-
len die Verleger das Urlaubs- und das 
Weichnachtsgeld erneut deutlich 
kürzen. Was es  an Gehaltserhöhun-
gen gäbe, wird dadurch wieder zu-
nichte gemacht. Bestenfalls bekom-
men wir Redakteurinnen und 
Redakteure in die eine Tasche, was 
uns zuvor aus der anderen herausge-
zogen wird. Bei Neueinstellungen 
wollen die Verleger eine Gehalts-
struktur, die deutlich unter der jetzi-
gen liegt – über die Jahre hinweg 
würde das für jüngere Kolleginnen 
und Kollegen Einbußen von mehre-
ren zehntausend Euro bedeuten. Zu-
dem soll die Gehaltsstruktur „ge-

Energiewende, und unser Innenleben 
schneller und direkter erreicht als die 
unsichtbare Strahlung eines fernen 
havarierten Atomkraftwerks. Am 
Mittwoch wird sie ihr Buch in der 
Stadtbibliothek vorstellen. Daraufhin 
war alles geplant. Es tut weh, als Jour-
nalist nun dazu schweigen zu müssen 

– streiken ist das Letzte, was man sich 
wünschen würde.      

„Der lange Atem“ ist eine Meditation 
über die Lücke, und zwar weit über 
jene Lücke hinaus, die die Welle am 
11. März 2011 um vierzehn Uhr sechs-
undvierzig in das Leben der Men-
schen in der Gegend um Fukushima 
gefressen hat. „Alles, was geblieben 
ist“, heißt es an einer Stelle, „weist 
darauf hin, dass alles andere fehlt“. 
Eine Lücke kann aussagekräftiger 
sein, als alles, mit dem man versucht, 
sie zu kaschieren.       
Nichts wäre peinlicher, als eine lum-
pige Tarifauseinandersetzung ins 
Verhältnis zu den wirklich großen 
Katastrophen unserer Zeit zu setzen. 
Und doch hat jede Sphäre ihren eige-
nen größten anzunehmenden Unfall. 
In der Zeitungsbranche besteht er 
darin, der realen oder konstruierten 
Bedrohung eines Produktes dadurch 
zu begegnen, dass man die Bedingun-
gen seiner Qualität immer weiter 
untergräbt. Genau darauf scheint es 
aber hinauszulaufen. Dagegen richtet 

sich dieser Streik, und zwar gerade, 
indem er uns eine Lücke aufzwingt, 
die wir unter anderen Umständen 
leidenschaftlich gerne gefüllt hätten. 
Wir streiken, auch um den Sinn dafür 
zu schärfen, was eine Lücke von seri-
ösem Inhalt unterscheidet. 
Als Literaturredakteur ist man damit 
beschäftigt, Symbolsysteme auf ihren 
Sinn hin zu befragen und zu überset-
zen. Auch die Nuancen, an denen die 
Verleger eine Einigung zuletzt haben 
Scheitern lassen, offenbaren einen 
symbolischen Nebensinn. Übersetzt 
würde er in etwa lauten: „Trollt Euch! 
Gebt Euch zufrieden! Euch braucht 
bald keiner mehr!“ Dieser Nebensinn 
wiegt schwerer als der eigentlich ma-
terielle Wert, um den es bei dieser 
Auseinandersetzung geht.
Wir aber sind davon überzeugt, dass 
man uns noch braucht. Nicht nur um 
das Überleben gefährdeter, aber 
wichtiger Bücher zu sichern, sondern 
insgesamt das Überleben in einer Ge-
sellschaft, die von kleinen und gro-
ßen Katastrophen bedroht ist, in der 
sich Glück von Unglück scheidet und 
die der Kritik und Interpretation so 
dringend bedarf wie die Literatur, in 
der sie sich spiegelt. Ein Streik ist 
wirklich das letzte. Doch bei dem, 
was auf dem Spiel steht, bleibt einem 
nichts anderes übrig, als ein  langer 
Atem.

Streik ist das letzte
Er soll den Sinn dafür schärfen, was eine Lücke von seriösem Inhalt unterscheidet

Sprecht mit uns
Arbeitgeber wollen nur geben, was sie sofort wieder nehmen

streckt“ werden. Konkret: Deutlich 
später als heute  kämen die Kollegin-
nen und Kollegen in eine höhere Ge-
haltsstufe. Dies sind kurz gefasst die 
Vorstellungen der Verleger. Statt auf 
denkbare Kompromissangebote ein-

zugehen haben sie die letzten Ver-
handlungen verlassen. Jetzt müssen 
wir nicht nur für unser Gehalt strei-
ken, sondern auch dafür, dass über-
haupt wieder mit uns gesprochen 
wird. Und das werden wir tun! 
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…guter Journalismus einer der wich-
tigsten Eckpfeiler unserer Demokra-
tie ist. Die Journalistinnen und Jour-
nalisten müssen anständig und fair 
behandelt und bezahlt werden. 
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